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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1954 Ausgegeben am 31. August 1954 40. Stück

201. Verordnung: Abänderung der Kraftfahrvergütungsverordnung.
2 0 2 . Verordnung: Bezeichnung der örtlichen Herkunft von Mitteln zur Körper- und Schönheitspflege.
2 0 3 . Verordnung: 2. Verordnung zum Bazillenausscheidergesetz.
2 0 4 . Deklaration, durch welche die Handelsbeziehungen zwischen gewissen Vertragsstaaten des Allgemeinen

Zoll- und Handelsabkommens und Japan eine Regelung erfahren.
2 0 5 . Deklaration betreffend die fortgesetzte Anwendung der Listen im Anhang zum Allgemeinen Zoll- und

Handelsabkommen.

2 0 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 29. Juni
1954, womit die Kraftfahrvergütungsverord-
nung, BGBl. Nr. 27.9/1949, abgeändert wird.

Auf Grund des § 16 des Kraftfahrgesetzes 1946,
BGBl. Nr. 83/1947, in der Fassung des Art. I Z. 11
der Kraftfahrgesetznovelle 1951, BGBl. Nr. 142,
wird verordnet:

Der § 3 Abs. 1 der Kraftfahrvergütungs-
verordnung, BGBl. Nr. 229/1949, hat zu lauten:

„Der Gesamtbetrag der einer Person auf
Grund der vorhergehenden Paragraphen zukom-
menden Vergütungen darf für die in einem Ka-
lenderjahr vorgenommenen Amtshandlungen je
5400 S für Kraftfahrzeugprüfungen und Lenker-
prüfungen nicht übersteigen. Der Gesamtbetrag
für Kraftfahrzeug- und Lenkerprüfungen zusam-
men darf jedoch 7200 S nicht übersteigen."

Illig

2 0 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 9. Juli
1954 über die Bezeichnung der örtlichen
Herkunft von Mitteln zur Körper- und

Schönheitspflege.

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes vom
26. September 1923, BGBl. Nr . 531, gegen den
unlauteren Wettbewerb wird verordnet :

§ 1. Mittel zur Körper- und Schönheitspflege
im Sinn dieser Verordnung sind die in der An-
lage aufgezählten, äußerlich anzuwendenden Zu-
bereitungen.

§ 2. (1) Mittel zur Körper- und Schönheits-
pflege dürfen nur unter Ersichtlichmachung ihrer
örtlichen Herkunft gewerbsmäßig verkauft, feil-
gehalten oder sonst in den Verkehr gebracht
werden.

(2) Das Feilhalten und der Verkauf von Mit-
teln zur Körper- und Schönheitspflege an den
Letztabnehmer ist jedoch ohne Ersichtlich-
machung ihrer örtlichen Herkunft zulässig, wenn
die Mittel zur Körper- und Schönheitspflege vom
Detailhändler in Großbehältnissen bezogen und
in Kleinbehältnisse abgefüllt worden sind, sofern
diese Kleinbehältnisse unbezeichnet oder nur mit
der Geschäftsbezeichnung des Detailhändlers ver-
sehen sind.

(3) In allen anderen Fällen ist die örtliche Her-
kunft nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen ersichtlich zu machen.

§ 3. Auf der äußeren Verpackung und auf dem
Behältnis, soweit ein solches verwendet wird, ist
die deutlich lesbare Aufschrift in lateinischen
Buchstaben „Erzeugt in " mit Angabe des
Erzeugungsortes und des Erzeugungslandes an-
zubringen. Zur Bezeichnung des Erzeugungslan-
des dürfen auch allgemein gebräuchliche Abkür-
zungen verwendet werden. Bei inländischen Er-
zeugnissen genügt die Aufschrift „Erzeugt in
Österreich" oder „Österreichisches Erzeugnis"
oder die Anbringung einer registrierten Ver-
bandsmarke, wenn diese auf die österreichische
Herkunft des mit ihr gekennzeichneten Erzeug-
nisses hinweist.

§ 4. Der Vorschrift des § 2 Abs. 1 ist ent-
sprochen, wenn

a) ein im Ausland hergestelltes Mittel zur
Körper- und Schönheitspflege in Österreich
ohne jede Veränderung in Verkehr gesetzt
wird und die Originalverpackung oder das
Behältnis eine deutlich sichtbare Angabe
des Erzeugungsortes und Erzeugungslandes
oder, wenn bereits aus der Angabe des Er-
zeugungsortes eindeutig auf das Erzeu-
gungsland geschlossen werden kann, des
Erzeugungsortes allein aufweist, oder
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b) ein im Ausland hergestelltes Mittel zur
Körper- und Schönheitspflege in Österreich
ohne eine seine Zusammensetzung beein-
flussende Handlung lediglich in andere Be-
hältnisse gebracht und in der Originalauf-
machung des im Ausland befindlichen Un-
ternehmens in Verkehr gesetzt wird, so-
fern es neben dem Hinweis auf den aus-
ländischen Hersteller mit der deutlich les-
baren Aufschrift in lateinischen Buchstaben
„In Österreich verpackt" versehen ist, oder

c) ein Mittel zur Körper- und Schönheits-
pflege von einer österreichischen Zweignie-
derlassung eines im Ausland befindlichen
Stammunternehmens hergestellt wird, so-
fern die Erzeugung nachweisbar nach den
Originalformeln und Originalverfahren so-
wie unter der Kontrolle des Stammunter-
nehmens aus den von diesem erzeugten
und gelieferten charakteristischen Grund-
stoffen erfolgt und das Erzeugnis auf der
Verpackung und auf seinem Behältnis, so-
weit ein solches verwendet wird, die deut-
lich lesbare Aufschrift in lateinischen Buch-
staben „Zweigniederlassung der Firma . . . .
in " mit Angabe des Stammunter-
nehmens und des Sitzes der Zweignieder-
lassung trägt, oder

d) ein Mittel zur Körper- und Schönheits-
pflege durch einen mit dem Alleinvertre-
tungsrecht für Österreich betrauten Ver-
treter eines im Ausland befindlichen Unter-
nehmens hergestellt wird, sofern die Er-
zeugung nachweisbar nach den Originalfor-
meln und Originalverfahren sowie unter
der Kontrolle des Unternehmens aus den
von diesem erzeugten und gelieferten cha-
rakteristischen Grundstoffen erfolgt und
das Erzeugnis auf der Verpackung und auf
seinem Behältnis, soweit ein solches ver-
wendet wird, die deutlich lesbare Auf-
schrift in lateinischen Buchstaben „Allein-
vertretung der Firma . . . . . für Öster-
reich " mit Angabe des Unterneh-
mens sowie des Namens und des gewerb-
lichen Standortes des Vertreters trägt.

§ 5. Diese Verordnung tritt sechs Monate nach
ihrer Kundmachung in Wirksamkeit.

Illig

Anlage

Toiletteseife,
Rasierseife,
Rasiercreme,

Shampoon,
Parfums,
Kölnischwasser,
Toilettewasser,
Desodorierende Mittel,
Zahnseife,
Zahnpasta,
Zahnpulver,
Mundwässer,
Haarfixative,
Kosmetische Haaröle,
Brillantine,
Kosmetische Haarwässer,
Haarfärbemittel,
Haarentferner,
Wimperntuschen,
Massageöle,
Hautöle,
Kosmetische Hautcremen und Salben,
Schminken,
Lippenstifte und Augenbrauenstifte,
Nagellack,.
Nagellackentferner,
Gesichtspackungen,
Gesichts- und Körperpuder,
Badesalze und Badezusätze.

2 0 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 14. Juli 1954,
womit die 1. Verordnung zum Bazillenaus-
scheidergesetz, BGBl. Nr. 128/1946, abgeän-
dert wird (2. Verordnung zum Bazillenaus-

scheidergesetz).

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Bazillenaus-
scheidergesetzes, StGBl. Nr. 153/1945, wird im
Einvernehmen mit den Bundesministerien für
Land- und Forstwirtschaft und für Handel und
Wiederaufbau verordnet:

Der § 4 der Verordnung vom 20. März 1946,
BGBl. Nr. 128, zur Durchführung des Ge-
setzes über die gesundheitliche Überwachung der
mit der Herstellung und Abgabe von Nahrungs-
und Genußmitteln befaßten Personen (1. Ver-
ordnung zum Bazillenausscheidergesetz) hat zu
lauten:

„§ 4. Wiederholungsuntersuchungen im Sinne
der Bestimmungen des § 2 des Bazillenausschei-
dergesetzes haben im Geltungsbereich dieser Ver-
ordnung ab dem der Verlautbarung folgenden
Monatsersten in Zeitabständen von je zwölf Mo-
naten zu erfolgen."

Maisel
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204.

Nachdem die Deklaration vom 24. Oktober 1953, durch welche die Handelsbeziehungen
zwischen gewissen Vertragsstaaten des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens und Japan eine
Regelung erfahren, und die also lautet:

(Übersetzung)

Deklaration, durch welche die
Handelsbeziehungen zwi-
schen gewissen Vertrags-
staaten des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkom-
mens und Japan eine Rege-
lung erfahren.

IN DER ERWÄGUNG,

1. daß die japanische Re-
gierung am 18. Juli 1952 das
formelle Ansuchen gestellt hat,
im Sinne der Bestimmungen des
Artikels XXXIII dem Allge-
meinen Zoll- und Handelsab-
kommen beitreten zu dürfen,

2. daß eine der der Behand-
lung eines derartigen Ansuchens
vorausgehenden Bedingungen
die zufriedenstellende Durch-
führung von Zollverhandlun-
gen zwischen den Vertrags-
staaten und Japan ist,

3. daß es derzeit nicht mög-
lich ist, derartige Verhandlun-
gen für die nahe Zukunft an-
zuberaumen,

4. daß es daher den VER-
TRAGSSTAATEN nicht mög-
lich ist, diesmal das Ansuchen
Japans um Beitritt zu erledigen,

5. daß bei der VII. GATT-
Tagung anerkannt wurde, daß
Japan seinen Platz in der Ge-
meinschaft der handeltreiben-
den Staaten einnehmen sollte,

6. daß die japanische Re-
gierung bisher einseitig in An-
gelegenheiten des Handels allen
Vertragsstaaten die Behandlung
der Meistbegünstigung gewährt
hat, und zwar unabhängig da-
von, ob diese Vertragsstaaten
ihrerseits Japan die Meistbegün-
stigung eingeräumt haben,
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I. ERKLÄREN jene Ver-
tragsstaaten zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen
(im - folgenden „teilnehmende
Vertragsstaaten" genannt), in
deren Namen diese Erklärung
angenommen wurde, und Japan,

a) daß bis zum Abschluß
von Zollverhandlungen
mit Japan zum Zwecke
des Beitrittes dieses Landes
gemäß Artikel XXXIII
und ohne Präjudiz der
Stellungnahme der einzel-
nen Vertragsstaaten hin-
sichtlich der Frage eines
solchen späteren Beitrittes
die Handelsbeziehungen
zwischen den teilnehmen-
den Vertragsstaaten und
Japan auf dem Allge-
meinen Zoll- und Han-
delsabkommen begründet
sein sollen, so zwar, als ob
die Bestimmungen für die
Anwendung des Allge-
meinen Zoll- und Han-
delsabkommens auf bei-
tretende Regierungen, die
von den VERTRAGS-
STAATEN am 23. Ok-
tober 1951 gebilligt wur-
den ( g r u n d l e g e n d e
U r k u n d e n u n d aus-
g e w ä h l t e D o k u -
m e n t e , Band 1, Sei-
ten 111 bis 115), in dieser
Deklaration aufgenom-
men wären und als ob
die dieser Deklaration
angeschlossene Konzes-
sionsliste, die Liste einer
beitretenden Regierung
im Sinne der obigen Be-
stimmungen wäre;

b) daß angesichts des provi-
sorischen Charakters des
Status der Inseln, auf die
in Artikel III des Frie-
densvertrages mit Japan
Bezug genommen ist, diese
Deklaration keine Modi-
fikation der bestehenden
Handelsbeziehungen zwi-
schen Japan und den be-
sagten Inseln erfordert;
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c) daß die in dieser Dekla-
ration niedergelegten Ver-
einbarungen nicht nach
dem auf Grund von
Zollverhandlungen mit
den Vertragsstaaten er-
folgten Beitritte Japans
zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen
oder nach dem 30. Juni
1955 gelten sollen, es sei
denn, daß die Verlänge-
rung der Gültigkeit dieser
Erklärung bis zu einem
späteren Zeitpunkt ver-
einbart worden wäre;

d) daß diese Erklärung zwi-
schen Japan und dem be-
treffenden Vertragsstaat
am 30. Tage nach Unter-
zeichnung durch Japan
und Annahme durch den
betreffenden Vertragsstaat
wirksam werden soll.

II. ERSUCHEN die teilneh-
menden Vertragsstaaten . die
VERTRAGSSTAATEN, jene
Maßnahmen durchzuführen, die
für die Anwendung dieser De-
klaration erforderlich sind.

III. Diese Deklaration kann
bis zum 31. Dezember 1953
durch die Vertragsstaaten und
Japan am Sitze der VER-
TRAGSSTAATEN unterzeich-
net werden.

GESCHEHEN zu Genf, am
24. Oktober 1953, in einfacher
Ausfertigung in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Texte authentisch sind mit
Ausnahme des Wortlautes der
angeschlossenen Konzessions-
liste, die nur in englischer
Sprache vorhanden und in die-
ser authentisch ist.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Deklaration für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in dieser Deklaration enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 18. März 1954.
Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:

Kamitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Illig

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Die in Punkt III dieser Deklaration vorgesehene Frist wurde für einige Staaten, darunter für
Österreich, durch Beschluß der Vertragsstaaten bis 30. April 1954 erstreckt.

Die Deklaration, welche von Japan am 24. Oktober 1953 unterzeichnet und von Österreich
am 20. März 1954 angenommen wurde, ist gemäß ihrem Punkt I d im Verhältnis zwischen Japan
und Österreich am 19. April 1954 in Kraft getreten.

Raab

205.
Nachdem die am 24. Oktober 1953 in Genf unterzeichnete Deklaration, betreffend die fort-

gesetzte Anwendung der Listen im Anhang zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen, welche
also lautet:

(Übersetzung)
Deklaration betreffend die

fortgesetzte Anwendung
der Listen im Anhang zum
Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen.

IN DER ERWÄGUNG, daß
gemäß den Bestimmungen des
Artikels XXVIII (in neuer Fas-
sung) die gesicherte Geltungs-
dauer der Konzessionen, die in
den dem Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen angeschlos-
senen Listen enthalten sind, am
31. Dezember 1953 enden wird,
so zwar, daß es nach diesem
Zeitpunkt für einen Vertrags-
staat möglich sein wird, im
Wege von Verhandlungen mit
anderen Vertragsstaaten die An-
wendung einer Zollbehandlung
zu ändern oder einzustellen, die
er gemäß Artikel II für eine in
der betreffenden Liste genannte
Ware zugestanden hat,
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IN DER ERWÄGUNG, daß,
obschon im Sinne der Bestim-
mungen des Abkommens die
Listen ihre volle Gültigkeit
trotz des Ablaufes der gesicher-
ten Geltungsdauer beibehalten
werden, die Möglichkeit einer
Anwendung des Vorganges ge-
mäß Artikel XXVIII hinsicht-
lich der Änderung bestimmter
Konzessionen durch Vertrags-
staaten bei den gegenwärtigen
Umständen die Stabilität der
Zollsätze, die eine der haupt-
sächlichen Errungenschaften des
Allgemeinen Abkommens war,
gefährden würde und

IN DER ERWÄGUNG
schließlich, daß es keinesfalls
wünschenswert wäre, einen der-
artigen Zustand zu einer Zeit
herbeizuführen, in der eine An-
zahl von Vertragsstaaten Mög-
lichkeiten und Mittel prüfen,
um hinsichtlich der Herab-
setzung von Zöllen und des Ab-
baues anderer Handelsschranken
sowie zwecks Erreichung ande-
rer Ziele des Allgemeinen Ab-
kommens weitere Fortschritte
zu machen,

ERKLÄREN die Vertrags-
staaten zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen (hier
„Allgemeines Abkommen" ge-
nannt) hiermit, daß sie vor dem
1. Juli 1955 von einer Anwen-
dung der Bestimmungen des
Artikels XXVIII, Absatz 1, des
Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommens, eine Zollbehand-
lung zu ändern oder einzu-
stellen, die sie gemäß Artikel II
des Allgemeinen Abkommens
für eine in der betreffenden,
diesem Abkommen angeschlos-
senen Liste genannte Ware zu-
gestanden haben, Abstand neh-
men werden. Die Bestimmun-
gen dieser Deklaration finden
auf Zugeständnisse keine An-
wendung, die ursprünglich mit
einer Regierung vereinbart
wurden, der gegenüber diese De-
klaration nicht in Kraft tritt.

Diese Deklaration kann bis
zum 30. Oktober 1953 in Genf
unterzeichnet werden. Sodann
wird sie beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinter-
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legt werden, der ermächtigt ist,
diese Deklaration gemäß Arti-
kel 102 der Charta der Ver-
einten Nationen registrieren zu
lassen, und kann am Sitze der
Vereinten Nationen bis zum
31. Dezember 1953 unterzeich-
net werden.

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen wird unver-
züglich eine legalisierte Kopie
dieser Deklaration jedem Mit-
gliedstaat der Vereinten Natio-
nen, jeder anderen Regierung,
die an der von den Vereinten
Nationen veranstalteten Kon-
ferenz über Handel und Be-
schäftigung teilgenommen hat,
und jeder anderen interessierten
Regierung zusenden.

URKUND DESSEN haben
die betreffenden, ordnungs-
gemäß bevollmächtigten Vertre-
ter diese Deklaration unter-
zeichnet.

GESCHEHEN zu Genf, in
einfacher Ausfertigung in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei beide Texte authen-
tisch sind, am 24. Oktober 1953.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Deklaration für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in dieser Deklaration enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 21. April 1954.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Illig

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Österreich hat zwischen dem 1. Jänner 1954 und dem 21. April 1954 als dem Tag der Rati-
fikation der vorliegenden Deklaration sich jeder Kündigung von Zollkonzessionen seiner GATT-
Liste enthalten. Die in Absatz 5 der Deklaration vorgesehene Frist wurde für einige Staaten,
darunter für Österreich, durch Beschluß der Vertragsstaaten bis 30. April 1954 erstreckt. Die gegen-
ständliche Deklaration ist für Österreich am 1. Jänner 1954 in Kraft getreten.

Raab


